Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 882 


Der Bundesminister des Innern 

IV B 8 — 48350 — 10(30/59 Bonn, den 18. Februar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Belr.: Vorschriften über die Düngung mit gesundheitsschäd- 
lichen Abwässern 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Ruhnke, Margulies, Dr. Schild und Genossen 
— Drucksache 809 -- 


Die Kleine Anfrage beantworte ich iin Benehmen mit dem 
Herrn Birndesminister für Rrnäln-iing, Landwirtschaft und Forsten 
wie folgt: 

Zu 1. 

Die Beratung der Drucksache 702 der 2. Wahlperiode ist nicht 
allein deshalb längere Zeit unterblieben, weil den beteiligten 
Bundesressorts Gelegenheit zur Prüfung der durch den Antrag 
aufgeworfenen Fragen gegeben werden sollte. Es mußten viel- 
melrr auch vor der Verabschiedung des Antrages am 3. Okto- 
ber 1956 die besonderen rechtlichen und sachlichen Schwierig- 
keiten, die dem Erlaß eines derartigen Verbots entgegenstehen, 
mit dem Gesundheitsansschuß des Bundestages erörtert wer- 
den, Tim den von ihm geäußerten Zweifeln an der Diirchführ- 
])arkeit des Verbots zu begegnen. 

Zu 2. 

Die Vorarbeiten für den Erlaß einer Rechtsverordnung sind 
von den beteiligten Biindesressorts alsbald aufgenommen 
worden. Unter der Mitwirkung von Sachverständigen wurden 
Vorschläge zur Lösung der durch den Antrag aufgeworfenen 
Fragen entwickelt. 
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Zu 3. 

Den beteiligten Ausschüssen des Bundestages wird bekannt sein, 
wie schwierig es ist, die Anwendung von Düngeverfahren, die 
sich nur unter bestimmten Umständen gesundheitlich bedenklich 
auswirken können, insoweit zu verbieten. Auf diese Sdiwierig- 
keiten ist bereits in dem Schriftlichen Bericht des Gesundlieits- 
ausschusses — Drucksache 2574 der 2. Wahlperiode — hinge- 
wiesen worden. Unter Berücksichtigung des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Lebensmittelgesetzes vom 21. Dezem- 
ber 1958 (BGßl. I. S. 950) ist nunmehr ein Entwurf ausge- 
arbeitet worden, der mit den zuständigen obersten Landesbe- 
hörden in Kürze erörtert werden soll. Es soll geprüft werden, 
ob der Vollzug solcher Vorsdiriften durdi die Exekutive der 
Länder als gesichert angesehen werden kann und ob somit 
Aussicht besteht, die Zustimmung des Bundesrates zu einer 
solchen Regelung zu erhalten. 

Zu 4. 

Die beteiligten Bundesressorts halten die Sicherung des Gesund- 
heitsschutzes auch auf diesem Gebiete für vordringlich. Sie sind 
jedoch der Auffassung, daß zunächst die Verordnungen ergelien 
müssen, die die Zulassung von Konservierungsstoffen, Lebens- 
mittelfarbstoffen und anderen fremden Stoffen zum Gegenstand 
haben, weil für sie eine Frist von einem Jahre nach Verkün- 
dung des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Lebens- 
mittelgesetzes gesetzt ist. 


Dr. Schröder 
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